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ausgesprochen werden, wenn der Täter als 
Führer eines Kraftfahrzeuges eine Straftat 
begangen hat und es deshalb erforderlich 
ist, daß er zeitweilig von der Führung von 
Kraftfahrzeugen ausgeschlossen wird.

(2) Die Dauer des Entzugs der Fahr­
erlaubnis beträgt mindestens drei Monate. 
Sie kann zeitlich begrenzt oder unbegrenzt 
ausgesprochen werden.

(3) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann 
durch Beschluß des Gerichts verkürzt oder 
aufgehoben werden, wenn der Zweck er­
reicht ist und der Verurteilte die Gewähr 
gibt, künftig die gesetzlichen Bestimmun­
gen zu achten.

(4) Zur Gewährleistung der Sicherheit 
kann das zuständige Organ die Erlaubnis 
vorläufig entziehen.

§55
Entzug anderer Erlaubnisse

(1) Wird in einem Strafverfahren fest­
gestellt, daß wegen der Begehung einer 
Straftat die Voraussetzungen für eine dem 
Täter erteilte Erlaubnis nicht mehr beste­
hen, kann das Gericht zusätzlich zu einer 
Strafe den Entzug dieser Erlaubnis aus­
sprechen.

(2) § 54 Absätze 2 und 4 gelten ent­
sprechend.

§56
Einziehung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die zu einer vorsätz­
lichen Straftat benutzt werden oder zur 
Benutzung bestimmt sind oder die durch 
eine solche Tat erlangt oder hervorgebracht 
werden, können eingezogen werden. Sind 
solche Gegenstände veräußert worden, 
kann auch ihr Erlös eingezogen werden. 
Die eingezogenen Gegenstände werden mit 
Rechtskraft des Urteils Volkseigentum.

(2) Gegenstände, die in sozialistischem 
Eigentum stehen, sowie Gegenstände, deren 
Einziehung vom Gesetz durch andere 
Organe vorgesehen ist, unterliegen nicht 
der gerichtlichen Einziehung.

(3) Gegenstände, die einer Person durch 
die Straftat rechtswidrig entzogen wurden, 
werden nur eingezogen, wenn der Geschä­
digte nicht mehr feststellbar ist. Zur Straf­
tat benutzte oder zur Benutzung bestimmte 
Gegenstände, die nicht Eigentum des Tä­

ters oder Beteiligten sind, können ein­
gezogen werden, wenn der Eigentümer die 
ihm zur Verhinderung eines Mißbrauchs 
dieser Gegenstände obliegende Sorgfalts­
pflicht verletzt hat oder wenn die Ein­
ziehung zum Schutze der Gesellschaft not­
wendig ist.

(4) Die Einziehung kann vom Gericht 
selbständig angeordnet werden, wenn 
gegen den Täter ein Verfahren zwar nicht 
durchführbar, vom Gesetz aber nicht aus­
geschlossen ist.

(5) Gegenstände im Sinne dieser Be­
stimmung sind Sachen, Rechte, künftige 
Gewinne und andere materielle Vorteile.

§57
Vermögenseinziehung

(1) Die Vermögenseinziehung kann we­
gen Verbrechens gegen die Souveränität 
der Deutschen Demokratischen Republik, 
den Frieden, die Menschlichkeit und die 
Menschenrechte oder schwerer Verbrechen 
gegen die Deutsche Demokratische Repu­
blik ausgesprochen werden. Sie ist auch 
zulässig wegen schwerer Verbrechen gegen 
die sozialistische Volkswirtschaft oder an­
derer schwerer Verbrechen, wenn diese 
unter Mißbrauch oder zur Erlangung per­
sönlichen Vermögens begangen werden und 
den sozialistischen Gesellschaftsverhältnis­
sen erheblichen Schaden zufügen. Die Ver­
mögenseinziehung darf nur ausgesprochen 
werden, wenn wegen eines der genannten 
Verbrechen eine Freiheitsstrafe von min­
destens drei Jahren ausgesprochen wird.

(2) Die Vermögenseinziehung soll dem 
Verurteilten die Möglichkeit nehmen, sein 
Vermögen zur Schädigung der sozialisti­
schen Gesellschaftsverhältnisse zu miß­
brauchen, ihm die Schwere seines Ver­
brechens bewußt machen sowie ihn und 
andere Personen von der Begehung weite­
rer Verbrechen zurückhalten.

(3) Die Vermögenseinziehung erstreckt 
sich auf das gesamte Vermögen des Täters 
mit Ausnahme der unpfändbaren Gegen­
stände. Sie kann auf einzelne, im Urteil 
genau zu bestimmende Vermögenswerte 
beschränkt werden. Das eingezogene Ver­
mögen wird mit Rechtskraft des Urteils 
Volkseigentum.

(4) Die Vermögenseinziehung kann vom 
Gericht selbständig angeordnet werden, 
wenn gegen den Täter ein Verfahren zwar


